
Seite 2 abcDe · Nummer 22 Donnerstag, 26. Januar 2012Blickpunkt

Ansicht

„Viele erkennen zu spät, dass man auf der leiter
des Erfolgs einige Stufen überspringen kann. Aber
immer nur beim Hinuntersteigen.“
William SomerSet maugham (1874-1965),
britiScher SchriftSteller

Die nur schwache Entwick-
lung von Löhnen undGehältern
in der Bundesrepublik gehört
nach Ansicht von UN-Experten
zu den strukturellen Ursachen
der Probleme in der Eurozone.
Weil sich in der Exportnation
Deutschland seit derWiederver-
einigung die Kosten der Arbeit
im Vergleich zur Konkurrenz in
anderen Ländern sogar verrin-
gert hätten, sei „dasWachstum
in diesen Volkswirtschaften un-
ter Druck geraten“. So steht es im
globalen Beschäftigungsbericht
2012 der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO).

Während günstigere Arbeits-
kosten den deutschen Exporteu-
renWettbewerbsvorteile ver-
schafften, hätten die davon be-
troffenen Länder dies nicht
durch verstärkte Ausfuhren in
die Bundesrepublik wettmachen
können, erklärte die UN-Spezial-
organisation. Krisenländern sei
ein Ausweg über „die Export-
route“ praktisch versperrt wor-
den, weil in Deutschland die
Nachfrage angesichts der schwä-
cheren Einkommensentwick-
lung hinterherhinkte. Diese Ent-
wicklung habe in anderen Län-
dern der Eurozone „nachteilige
Folgen für die Tragfähigkeit der
öffentlichen Finanzen“ gehabt.
Statt weiter bei Löhnen undGe-
hältern zu bremsen, solle die
deutscheWirtschaft deshalb
stärker die Produktivität fördern,

empfiehlt die ILO.
In Europa hat laut ILO die Ar-

beitslosigkeit inzwischen „mit
rund 45Millionen Betroffenen
einen historischen Höchststand
erreicht, und der Ausblick ist we-
gen der Schuldenkrise in den
meisten Ländern negativ“.Welt-
weit geht die ILO nach den jewei-
ligen offiziellen Zahlen von 197
Millionen Arbeitslosen aus – 27
Millionenmehr als 2007, dem
Jahr vor demAusbruch der Fi-
nanzkrise in den USA.

Hinzu kommen aber noch
rund 900MillionenMenschen -
größtenteils in Entwicklungslän-
dern –, die trotz Arbeit unter der
Armutsschwelle von zwei Dollar
pro Tag leben. „Jeder dritte Ar-
beitnehmer auf derWelt ist ar-
beitslos oder lebt trotz Arbeit in
Armut – das sind rund 1,1Milli-
ardenMenschen“, sagte ILO-Ge-
neralsekretär Juan Somavia. Die
Schaffung von Jobsmüsse für Re-
gierungen undUnternehmen
oberste Priorität haben.

Die ILO geht davon aus, dass
unter Berücksichtigung der Be-
völkerungsentwicklung in den
nächsten zehn Jahren rund 600
Millionen produktive Arbeits-
plätze gebraucht werden, um die
Arbeitslosigkeit abzubauen und
Neuzugänge auf demArbeits-
markt in Lohn und Brot zu brin-
gen. Einen wichtigen Beitrag
könne dazu „eine strikte Regulie-
rung der Finanzmärkte“ leisten.

DAsAktuelle stichwort

Zuniedrigelöhne

Die letzten Kalten Krieger
der Republik bleiben lie-
ber unter sich.Wenn das

Bundesamt für Verfassungs-
schutz in Köln zu einer Presse-
konferenz lädt, ist das eine der
seltenen Gelegenheiten, einen
kurzen, oberflächlichen Blick
hinter die Kulissen des Inlands-
geheimdienstes zu werfen. Durch
schier endlose Flure geht es dann
in einen Saal, immer in Beglei-
tung wachsamer Beamter. Neu-
gierige Blicke sind hier nicht er-
wünscht; Journalisten könnten
ja einen der Agenten beim Aus-
schneiden vonGysi-Interviews
aus der Zeitung beobachten.

Komisch, aber leider nicht lustig

Tatsächlich trägt die Debatte
um die Beobachtung der Links-
partei viele komische Züge. Da ist
ein ganzes Amt offenbar gedank-
lich irgendwo zwischen den 70er
und 80er Jahren des vergangenen
Jahrhunderts stehengeblieben.
Da wird – sicher in deutscher
Gründlichkeit – das politische
Schaffen von dutzenden Bundes-
tagsabgeordnetenmeist ostdeut-
scher Herkunft dokumentiert –
bis hin zur Bundestagsvizepräsi-
dentin.

Warum um alles in derWelt?
Als ABM-Maßnahme für Kalte
Krieger, die nichts anderes kön-
nen und noch bis zur Pension
durchgefüttert werdenmüssen?
Zur Posse taugt die Geschichte
allerdings nicht.Wennman sich
das Versagen des Geheimdienstes
bei der Bekämpfung des braunen
Terrors vor Augen führt, bleibt
nur noch Entsetzen.

UndMisstrauen: Dennwer ga-
rantiert, dass die Schlapphüte
wirklich nur „beobachten“ – also

Informationen auswerten, die für
alle Bürger frei zugänglich sind.
Das könnte auch jeder Praktikant
im Bundesinnenministerium,
dafür braucht niemand einen
Geheimdienst. Schon gibt es
erste Hinweise aus den Ländern,
dass manche Ämter es nicht
beim Beobachten belassen. So
etwa in Niedersachsen, wo nach
Angaben des dortigen Verfas-
sungsschutzpräsidenten Hans-
WernerMargel Landtagsabge-
ordnete der Linken auchmit ge-
heimdienstlichenMitteln be-
schnüffelt werden.

An diesem Punkt ist wirklich
Schluss mit lustig, magman von
den Linkspolitikern halten, was
manwill. Dass es in dieser Partei
eine Strömung gibt, die das be-
stehende System verändern will,
ist ja unbestritten. Dass die Linke
dem Staat gefährlich werden
könnte, glaubt aber niemand
ernsthaft; ebensowenig, dass sich
unter den Abgeordneten im Bun-
destag potenzielle Revolutionäre
befänden.

Nein, die Gefahren für den
deutschen Rechtsstaat lauern
ganz woanders. Immermehr
spricht dafür, dass der Verfas-
sungsschutz in seiner aktuellen
Organisationsstruktur diesen He-
rausforderungen nicht gewach-
sen ist. Eine Reform scheint des-
halb dringend geboten. Dabei
muss die Rolle der Landesämter
ebenso kritisch beleuchtet wer-
den wie das offensichtliche Ver-
sagen der Geheimdienstkontrol-
leure.

Wer allerdings noch die zu-
letzt reichlich naiven Kommen-
tare des zuständigen Bundesin-
nenministers imOhr hat, wagt
so etwas kaum zu hoffen.
▶m.rose@zeitungsverlag-aachen.de
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Kalte Krieger
Somacht derVerfassungsschutz sich selbst überflüssig

Die Beobachtung von 27 Bundestagsabgeordneten der linken durch den Verfassungsschutz schlägt weiter
hohe Wellen. Zumal auch nachrichtendienstliche mittel zum Einsatz gekommen sind.

„gysi istdochkeinStaatsfeind“
Von stefAnVetter

berlin. Die Beobachtung zahlrei-
cher Linksabgeordneter durch den
Verfassungsschutz schlägt weiter
hohe Wellen. Gestern wurde be-
kannt, dass die Überwachung in
Bund und Ländern mit zweierlei
Maß erfolgt. Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU) will
nun die Liste der Observierten
überprüfen lassen.

Während Friedrich gestern ver-
sicherte, es gebe beim Bundesver-
fassungsschutz nur eine offene Be-
obachtung, hatte Niedersachsens
Verfassungsschutzpräsident Hans-
Werner Wargel zuvor mitgeteilt,
seine Behörde setze auch nach-
richtendienstlicheMittel ein. Letz-
teres widerspricht nach Darstel-
lung von Linksfraktionschef Gre-
gor Gysi den gegenteiligen Versi-
cherungender Bundesregierung in
einem früheren Verfahren des
Bundesverwaltungsgerichts, das
im Juli 2010 eine Beobachtung des
Thüringer Linkspolitikers Bodo
Ramelow als rechtmäßig einge-
stuft hatte.

Unter offener Beobachtung ver-
stehen die Geheimen lediglich
eine Auswertung von allgemein
zugänglichem Material wie etwa
Reden oder Pressartikel. Bei einer
nachrichtendienstlichen Überwa-

chung werden V-Leute eingesetzt
und Telefone abgehört. Es gebe
„eine klare Anweisung“, die Linke
nicht zu überwachen, sondern zu
beobachten, sagte Friedrich ges-
tern in einem Interview. Von Sei-
ten des Bundesverfassungsschut-
zes sei ihm kein Verstoß dagegen
bekannt. „Was Niedersachsen
macht, was die Länder machen,
das muss dort geklärt werden und
dort auch verantwortet werden“,
so Friedrich.

Die unterschiedlichen Überwa-
chungsmethoden könnten aller-
dings zu praktischen Problemen
führen. So ist etwa Dieter Dehm
Niedersachse und sitzt zugleich für
die Linken im Bundestag. Neben
Dehm werden weitere 26 Parla-

mentarier vom Verfassungsschutz
observiert. Das sind ein Drittel al-
ler linken Bundestagsabgeordne-
ten. Auffällig ist, dass die Gehei-
men vornehmlich Realpolitiker
wie Fraktionschef Gregor Gysi, sei-
nen Stellvertreter Dietmar Bartsch
und Innenausschuss-Mitglied Pe-
tra Pau im Visier haben. Pau ist
obendrein noch mit der Mehrheit
des Bundestages zu dessen Vize-
präsidentin gewähltworden. Auch
die Beobachtungdes Rostocker Ab-
geordneten Steffen Bockhahn
wirft Fragen auf. Er sitzt im so ge-
nannten Vertrauensgremium des
Bundestages, das sichmit denBud-
gets der Geheimdienste, also auch
des Verfassungsschutzes, beschäf-
tigt. Auch Bockhahn wurde dafür

mit der Bundestagsmehrheit ge-
wählt.

Die geheimdienstliche Beob-
achtung von Abgeordneten ist ju-
ristisch nicht abschließend ge-
klärt. Seit geraumer Zeit sind dazu
Klagen einiger Linkspolitiker beim
Bundesverfassungsgericht anhän-
gig. Linksfraktionschef Gysi
drängte gestern auf eine rasche
Entscheidung der obersten Rich-
ter. Zugleich werde seine Fraktion
einen Antrag für eine Beendigung
der Beobachtung in denBundestag
einbringen. Der dürfte allerdings
kaum eine Mehrheit bekommen,
auchwenn andere Parteien gestern
einmal mehr die Überwachungs-
praxis rügten.

Es gebe keinen Zweifel, dass
Teile der Linken verfassungsfeind-
liche Bestrebungen verfolgten,
meinte SPD-Fraktionsgeschäfts-
führer Thomas Oppermann.
Wenn aber Vertreter des Realo-Flü-
gels beobachtet würden, die klar
auf Seite der Verfassung stünden,
dann „gibt es Erklärungsbedarf“,
so Oppermann. „Gregor Gysi ist
doch kein Staatsfeind.“ Auch FDP-
Fraktionschef Rainer Brüderle
meinte, es sei abwegig, dass ein
Drittel der Linksfraktion verfas-
sungsgefährdende Tätigkeiten aus-
übe. Friedrich müsse das jetzt auf-
klären.

karikatur: Stuttmann

cannabis-Konsum: unter Experten finden sich Befürworter wie Gegner einer legalisierung

isteinumdenken inderDrogenpolitiknötig?

Von hAgen strAuss

berlin. Nein, im Bundestag kreis-
ten gestern nicht klammheimlich
irgendwelche „Tüten“, damit es
ganz entspannt und völlig gelöst
zuging im Gesundheitsausschuss.
Wobei man gerne gewusst hätte,
wer von den Abgeordneten schon
mal einen „Joint“ geraucht hat
und wer nicht. Schließlich behan-
delte das Gremium die heikle
Frage, ob Cannabis durch Einfüh-
rung von „Cannabis-Clubs“ in
Deutschland legalisiert werden
soll.

Würde man die politischen La-
ger unter demGesichtspunkt eines
möglichenKonsumsuntersuchen,
so ergäbe sich womöglich folgen-
der Befund: Linke und Grüne ha-
ben bestimmt schonmal etwas ge-
raucht, Union und FDP sicherlich
nicht, und die SPD hat mal gezo-
gen, aber nicht inhaliert. Zumin-
dest lässt sich so dasMeinungsbild
nach der Expertenanhörung zu ei-
nem Antrag der Linken skizzieren.
Die Fraktion will Haschisch und
Marihuana legalisieren und be-
sagte Cannabis-Clubs einführen.
Den Einrichtungen wird es dann
erlaubt, Pflanzen anzubauen und
bis zu 30 Gramm zu verkaufen. Je-
doch nur an volljährige Mitglie-
der.

Drei millionen Konsumenten

Soweit die Theorie. Bei der Ausge-
staltung sei man aber noch „sehr
offen“, meinte gestern Initiator
Frank Tempel auf Nachfrage. Man

brauche einUmdenken in derDro-
genpolitik, so der Linke weiter,
denn die bestehenden Verbote
würden nicht helfen und seien
auch nicht durchsetzbar. Klar sei
aber auch, „Cannabis ist nicht
harmlos“. Immerhin gelten drei
Millionen Menschen als regelmä-
ßige Konsumenten, rund 30 000
sind psychisch so abhängig, dass
sie eine Therapie machenmüssen.

Raphael Gaßmann von der Deut-
schen Hauptstelle für Suchtfragen
kritisierte, dass es in Deutschland
anders als beim Alkohol oder Ta-
bak keine Präventionsstrategie
gebe. Das Verbot müsse überdacht
werden. Der Jugendschutz gehöre
dabei beachtet. Rainer Thomasius
vom Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf warnte hingegen
vor den „körperlichen, psychi-

schen und sozialen Schäden“ des
Haschisch-Konsums. Gerade Ju-
gendliche seien sehr verführbar
und würden „rasch Abhängigkei-
ten entwickeln“.

Trotz der „Geringe-Menge-Re-
gelung“ in vielen Bundesländern
gebe es jedes Jahr 100 000 Strafver-
fahren wegen Haschischbesitzes,
erklärte Georg Wurth vom Deut-
schen Hanf-Verband. Das sei ein
„wahnsinniger Aufwand“, der be-
endet werdenmüsse. Im Vergleich
zur Gefährlichkeit des Alkohol-
konsums sei eine strafrechtliche
Verfolgung vonCannabis-Konsum
überdies nicht länger gerechtfer-
tigt. Nicole Krumdiek von derUni-
versität Bremen ergänzte, dass der
Handel aufgrund der bestehenden
Gesetzgebung vielfach über den
Schwarzmarkt laufe, so dass eine
Kontrolle der Cannabis-Qualität
nichtmöglich sei.

StröbelesVorlage für raab

Sowohl Befürworter als auch Geg-
ner des Linken-Vorstoßes hatten
gestern genügend Argumente pa-
rat. ImBundestag gab es in der Ver-
gangenheit auch schon mehrfach
Versuche, Cannabis zu entkrimi-
nalisieren. Und in Erinnerung ist
noch der Auftritt des Ur-Grünen
Christian Ströbele auf der Berliner
Hanf-Party vor gut zehn Jahren.
Sein Satz: „Gebt das Hanf frei“
wurde später durch ein Lied von
Stefan Raab zum Kult. Doch alle
Vorstößewaren bislang vergebens.
Den Linken wird es mit ihrem
wohl genauso ergehen.

Die cannabis-pflanze: Bis heute ist sie geächtet. Die linke will den Besitz
von Haschisch und Marihuana jetzt legalisieren. Foto: dpa

Die Zeitung schreibt:
Im Kampf gegen die Euro-Schul-
denkrise sind eine Menge Fehler

gemachtworden – auch vondeut-
scher Seite. EinKardinalfehler des
deutschen Krisenmanagements
besteht darin, dass die Bundesre-
gierung bei der Konstruktion des
Euro-Rettungsschirms zu kleinka-
riert gedacht hat.

Pressestimme

imStreit über die Beobachtung von
linke-Abgeordneten machen die
Grünen innenminister Hans-peter
Friedrich schwereVorhaltungen. ihm
sei „in seiner Amtsführung jedeVer-
hältnismäßigkeit abhandengekom-
men“, sagte Grünen-chefin claudia
Roth. Gemeinsammit Familienmi-
nisterin kristina Schröder stecke der
cSu-Minister „tief in der totalitaris-
musideologie des kalten krieges“
fest.Wer links- und Rechtsextre-

mismus auf dieselbe Stufe stelle, re-
lativiere den brutalen terror, der von
der rechten Seite ausgehe.

Der linke-bundestagsabgeord-
nete Steffen Bockhahn ist unterdes-
sen überzeugt, dass neben dem lan-
desverfassungsschutz niedersach-
sen auch die Behörden in Hessen,
Bayern und Baden-Württemberg
parteikollegen mit geheimdienstli-
chen Methoden überwachen. (dapd)

grüne: Brutaler terror von rechts wird relativiert


